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Staate. Der Hof repräſentire nämlich in allen civiliſirten Staaten 


Inhalt. den boͤchſten echten Glanz des Staates in feiner Spitze, er habe nach 
i 0 innen und außen eine politiſche Bedeutung, er ſei die Einrichtung zur 
Wittbetlungen aus der Praxis: perfönlihen Darſtellung des Staates. Zum Schluſſe wird ſich auf 
Die für den Hofſtaat eines Monarchen effectuirten Beſtellungen fallen nicht deſſen hrere Rechtsſälle berufen, in denen Forderungen, wie die eingeklagte, 
Privatvermögen, ſondern dem Staatsſchatze zur Laſt. er ) ; . 
Civilliſte iſt nicht gleichbedeutend mit Privatvermögen. abgewieſen worden ſein ſollen. 1 3 I 0 er 
Jur Sieherfteltung öffentlicher Waſſerwerke gegenüber privaten Bauführern. Die Replik will in dem Worte „Hofſtaat das Wort „Hof“ in 
Zur Frage ber Trennung radieirter Gewerbe von der Realität dem altdeutſchen Sinne von Umgebung, Haushalt, und das Wort 


Erſaßaaſprüche für Kleidungsstücke öffentli i Staat“ in der Bedeutung von Staatmachen, prunken, erklären. Hof⸗ 
een ee goſtücke, welche v t Krankenhäuſern an Arme [n m 7 \ 

Auögefolgt werden, können nicht auf en Heinig eh vol 3. Decem- ſtaat ſei alſo der Haushalt des Monarchen mit dem ihm entſprechen⸗ 

ber 1863 im polttichen Wege geltend gemacht werden. den Glanze. Dieſer Aufwand diene in gleicher Weiſe zur Repräſen⸗ 


Statiſtiſches Jahrbuch für das Jahr 1872. J. tation des Staates, als zur Befriedigung der rein perſönlichen Be⸗ 
N dürfniſſe des Monarchen. 

6 Das k. k. Oberſthofmarſchallamt hat mit dem Erkenntniſſe vom 
de 4. October 1873, 3. 1021, unter gegenſeitiger Aufhebung der Ges 
„„ 


richtskoſten die Klage abgewieſen. Die Gründe beſagen: Die Beſtel⸗ 
en ae Lien a n e und die Lieferung 
; . n tente alſo zu einem Aufwande, der von dem Monarchen in Reprä— 
Mittheilungen aus der Praxis. ſentanz des Staates gemacht wurde; für einen ſolchen e könne 
das Privatvermögen des Monarchen nicht belaſtet werden, und es iſt 
nicht behauptet worden, daß die Lieferung zum Privatgebranche des 
Staatsoberhauptes erfolgte oder die Zahlung aus der Privatcaffe zu⸗ 
geſichert wurde. Aus dem Rechtstitel der Bereicherung konne Kläger 
nichts verlangen, weil es nach den angetragenen Beweiſen unentſchie— 
den bleiben würde, welcher Theil des Erlöſes in das Privatvermögen 
des Monarchen zurückgelangt ſei. 

Das k. k. öſterr. Oberlandesgericht beſtätigte mit Erkenntniß 
vom 21. Jänner 1874, 3. 26.451, die erſtrichterliche Entſcheidung. 
In den Gründen wird ausgeführt: Jeder Staat habe in der Regel 
ſchuldig, für dem Letzteren gelieferte Handſchuhmacherwaaren einen Bez den Aufwand, den der Glanz der Krone erheiſcht, zu beſtreiten oder 
trag von 8014 Francs c. s. c. zu zahlen. In der Klage werden fol- mit anderen Worten, den Hofſtaat zu erhalten. Daß es in M. anders 
gende Thatumſtände angeführt: Der Haushofmeiſter des Monarch geweſen ſei, wird nicht behauptet. Zur Beſtreitung dieſes Aufwandes 


Die für den Hofſtaat eines Monarchen effectuirten Beſtellungen 
fallen nicht deſſen Web e ſondern dem Staatsſchatze 
zur Laſt. 


Eivilliſte iſt nicht gleichbedeutend mit Privatvermögen. 


„Am 17. November 1871 wurde von A, Handſchuhmacher in 
Paris, durch Dr. K. gegen B. beim k. k. Oberſthofmarſchallamte 
eine Klage mit dem Begehren überreicht, B. ſei als bedingt erbser⸗ 
klärter Univerſalerbe nach dem verſtorbenen Monarchen N. von M. 


habe im Auftrage von deſſen Oberſtſtallmeiſter mit Schreiben ddo. 27. beſtehe eine Civilliſte und dies war auch dort der Fond, aus welchem 
Juli 1865 für den Hofftant Lederwaren, und zwar Hoſen für Lanciers, die ſtrittige Zahlung geleiſtet werden ſollte. Es könne nicht geſagt 
Stulphandſchuhe und Lederhoſen für Reitknechte, Ziegenleder⸗Handſchuhe werden, daß jede Geldabfuhr, welche aus dem Staatsärar an den zur 
für Bediente und Rehfelle zum Putzen von Silberzeug beſtellt. Diele | Beſtreitung des Glanzes der Krone beſtimmten Fond erfolgt, in die 
Waaren, denen ein auf 8014 Francs lautender Conto beigeſchloſſen Privatcaſſe des Regenten fließe, denn ſonſt wäre die Beſtimmung einer 
war, ſeien laut einer von der Compagnie générale transatlantique Civilliſte ganz zwecklos, es bedürfte bloß eines Soldes für den Re⸗ 
zu Paris ausgefertigten Beſtätigung dieſer Geſellſchaft am 14. No- | genten und die Gelder dafür würden dann allerdings ſogleich bei der 
vember 1865 zur Beförderung an N. von M. übergeben worden, Auszahlung in das Privatvermögen des Regenten übergehen. Der 
am Beſtimmungsorte angekommen, von der Dienerſchaft des Monarchen Rechtsanſpruch für Leiſtungen an den Hofſtaat könne daher nicht aus 
übernommen und für den Hofſtaat verwendet worden. dem Privatfond des Regenten ſondern nur aus jenem der Civilliſte 

In der Einrede wird nebſt dem Widerſpruche der einzelnen effectuirt werden. Kläger vermeine zwar, es ſprechen für die Zahlung 
Klagefacten hauptſächlich hervorgehoben, daß der Monarch als Privat: aus dem Peivatvermögen auch noch die Umſtände, daß die gelieferten 
mann für die Bezahlung dieſer Schuld nicht verantwortlich gemacht Rehfelle zum Putzen des Silbers des Regenten 1 wurden, 
werden könne, dieſelbe nämlich lediglich dem unter dem Monarchen ge- daß ferner die Waaren verkauft und der Erlös in eſſen Privatcaſſe 
ſtandenen Staatsweſen zur Laſt falle, da Kläger ſelbſt zugibt, die | gefloffen ſei; aus alledem folge jedoch die behauptete Anforderung des 
Waare ſei für den Hofſtaat angeſchafft worden. Nach der Analyſe des Klägers noch nicht, denn die Verwendung der Rehfelle zum Putzen 
Wortes „Hofſtaat“ ſtehe dasſelbe in unlöslicher Verbindung zum des Silbers ſei doch wohl nur eine Verwendung im Hofſtaate, und 


wurde der angegebene Waarenerlös und die unverwendete Waare in 
das Privatvermögen übertragen, ſo bilden ſie eben weiter keinen Be⸗ 
ſtand des Fonds zur Beſtreitung der Koſten des Hoſſtaates, aus welchem 
allein der Kläger die Zahlung verlangen könne. 

In der vom Kläger eingebrachten a. o. Reviſionsbeſchwerde 
wird vornehmlich die Annahme des Obergerichtes bekämpft, als ſei die 
Civilliſte ein beſonderer Fond. Ein folcher Fond könne nur dann 
rechtlichen Beſtand haben, wenn man demſelben Rechtsfähigkeit beilege. 
Hiezu wäre jedoch ein eigener Vertreter und Verwalter nöthig, was 
bei der Civilliſte eben nicht der Fall ſei. Die Civilliſte bilde daher wie 
die Revenuen aus den Krongütern einen Theil des Privatvermögens 
des Regenten. 

Der oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung vom 24. 
März 1874, 3. 5589, der a. o. Reviſionsbeſchwerde keine Folge ges 
geben, ſondern die Entſcheidungen der Untergerichte beſtätigt. Seine 
Gründe lauten im Wefentlihen: Da der Erbe nach § 548 a. b G. B. 
nur Verbindlichkeiten übernimmt, welche der Erblaſſer aus ſeinem Ver⸗ 
mögen zu leiſten gehabt hätte, ſo könnte die eingeklagte Forderung 
nur dann zu Recht beſtehend erkannt werden, wenn erwieſen wäre, 
daß es ſich um eine Zahlung handelt, welche der verſtorbene Monarch 
aus ſeinem Vermögen zu beſtreiten die Verpflichtung hatte. Dieſer 
Beweis liege nicht vor. Nach der eigenen Darſtellung des Klägers 
wurden die Waaren von Hofbeamten für den Hofſtaat beſtellt und es 
läßt ſich auch ſchon aus der Beſchaffenheit und der Beſtimmung dieſer 
Waaren, welche in Lederbeinkleidern und Handſchuhen für Lanciers 
und für Reitknechte des Marſtalles, dann in einer Partie von Rehfellen 
zum Putzen des Silberzeugs beſtand erkennen, daß es ſich um die 
Beſtellung von Gegenſtänden handelte, welche nicht zum Privatgebrauche 
des Monarchen beſtimmt waren, fondern für deſſen Hofſtaat benöthigt 
wurden. Die Koſten des Hofſtaates, d. i. des von dem Regenten in 
ſeiner Repräſentation als Staatsoberhaupt und zur Erhaltung des 
Glanzes der Krone zu machenden Aufwandes, iſt jener aus ſeinem 
Privatvermögen zu beſtreiten nicht verpflichtet; ſie werden vielmehr 
aus Staatsmitteln beſtritten, und daß in M. in dieſer Beziehung ein 
anderes Verhältniß beſtanden habe und dort das Staatsoberhaupt die 
Koſten ſeines Hofſtaates aus ſeinem Privatvermögen zu beſtreiten ver⸗ 
halten geweſen ſei, wurde vom Kläger ebenſowenig behauptet und er⸗ 
wieſen, als der Umſtand, daß die Bezahlung der fraglichen Waaren 
jemals aus dem Privatvermögen des Monarchen verſprochen worden 
wäre. Auch die Behauptung des Klägers, daß ein Theil der gelieferten 
Waaren verkauft und der Erlös ſo wie andere Werthgegenſtände des 
Staatsſchatzes in die Verlaſſenſchaftsmaſſe des Monarchen einbezogen 
worden ſeien — ſelbſt die Richtigkeit und Nachweisbarkeit dieſer Be⸗ 
hauptung vorausgeſetzt — könne an der Rechtsfrage nichts ändern, 
weil durch die angebliche Einbeziehung nur zwiſchen der Nachlaßmaſſe 
und dem Staatsſchatze ein rechtliches Verhältniß entſtehen, nicht aber 
für den Kläger das Recht begründen würde, die Zahlung von dem 
Erben zu begehren. Aus dieſen Gründen müßten die unterrichter— 
lichen Erkenntniſſe für rechtlich begründet erklärt werden. 

Juriſt. Bl. 


Zur Sicherſtellung öffentlicher Waſſerwerke gegenüber privaten 
Bauführern. 


J. 


Anläßlich des Umbaues der dem Joſeph G. gehörenden 
Häuſer Nr. 45 und 47 in der L. . .. Straße in W. wurde bei der 
Local⸗Baucommiſſion auch darüber verhandelt, durch welche Modali⸗— 
täten die unter den beiden Häuſern des G. gelegene L. . felder 
Hof⸗Waſſerleitung — welche durch vorhergehenden höchſtbehördlichen 
Ausſpruch als ein öffentliches Waſſerwerk anerkannt worden 
war — zu ſichern ſei. Es verlangte diesfalls das die Intereſſen der 
Hof⸗Waſſerleitung vertretende Oberſthofmeiſteramt unter mehreren 
anderen Bedingungen auch die Ausſtellung eines intabulationsfähigen 
Reverſes ſeitens des Bauherrn G., dahin gehend, daß er auf jeden 
feinen Häuſern aus dem Beſtande der Hof-Waſſerleitung zugehenden 
Schaden Verzicht leiſte. 

Die Baubehörde erſter Inſtanz hat mit Entſcheidung vom 
25. November 1871 unter anderem den G. auch zur Ausſtellung 
dieſes Reverſes verhalten. 
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Im Beſchwerdewege wurde vom Bauführer dagegen geltend 
gemacht, daß die Forderung, mittelſt einer einzuverleibenden Urkunde 
(eines Reverſes) auf jeden Schaden zu verzichten, eine ungerechte ſei, 
da ihm das Jedermann nach dem Geſetze gewährte Recht, den Bes 
ſchädiger bezüglich des zugefügten Schadens zur Verantwortung zu 
ziehen, entzogen werden will, daß er ins Unbeſtimmte einen Verzicht 
erklären und ſich auf ewige Zeiten die Hände binden ſoll, daß er 
auf dieſe Art ſchlechter daran wäre, als ein Expropriirter, welcher 
doch ein Recht auf Erſatz des ihm entzogenen Objectes habe. 

Die Berufung des Joſeph G. wurde jedoch von der zweiten 
Inſtanz ſowie in dritter Inſtanz vom Miniſterium des Innern uns 
term 25. Mat 1873, 3. 5199, zurückgewieſen. 


II. 


Gegenüber dem von der Anna O. über der öffentlichen 
L. . . felder Hof-Waſſerleitung vor erhaltenem Bauconſenſe bereits 
aufgeführten Umbaue machte das Oberſthofmeiſteramt ſeine Zuſtim— 
mung zur Belaſſung des eigenmächtigen Baues davon abhängig, daß 
auf dem ganzen Baugrunde kein Brunnen gegraben werde und daß 
die Bauführerin ſich verpflichte, alle Schäden, welche aus Anlaß 
dieſes Baues dem Canale oder der Hof-Waſſerleitung zugehen könn⸗ 
ten, ſogleich auf eigene Koſten herzuſtellen, während das Hofärar für 
keinerlei etwa aus der Waſſerleitung entſpringende Schäden einen Er— 
ſatz zu leiſten habe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat hierauf die Bauführerin für 
verpflichtet erklärt, einen Revers im Sinne der Bedingungen des 
Oberſthofmeiſteramtes zum Zwecke der Intabulirung binnen 14 Tagen 
auszustellen oder aber die bücherliche Sicherſtellung der Verbindlich— 
keiten, welche zum Schutze der Waſſerleitung für nöthig erachtet wur— 
den, ſelbſt zu veranlaſſen, widrigens gegen ſie nach der kaiſ. Verord— 
nung vom 20. April 1854 vorgegangen würde. Dieſe Entſcheidung 
war damit begründet, „daß nach den ſtaatsrechtlichen Grundſätzen 
jeder Grundeigenthümer aus öffentlichen Rückſichten verpflichtet iſt, 
eine in ſeinem Grunde liegende Waſſerleitung zu dulden und Alles 
zu unterlaſſen, was dieſelbe gefährden könnte und reſp. für allen durch 
ſeine Handlung oder Unterlaſſung herbeigeführten Schaden zu haften“. 

Die Statthalterei beſtätigte die Entſcheidung der erſten In⸗ 
ſtanz und das Miniſterium des Innern hat unterm 21. Februar 
1874. 3. 1670, dem dagegen eingebrachten Recurſe der Anna O. 
aus den Gründen der recurrirten Entſcheidung keine Folge gegeben. 

oe 


Zur Frage der Trennung radicirter Gewerbe von der Nealität. 


Die bücherliche Beſitzerin des im Grundbuche Dom. Magiſtrat 
St. V. vorkommenden Hauſes Nr. 82, Anna W., war bei der Be— 
zirkshauptmannſchaft um die Genehmigung eingeſchritten, die auf dem 
erwähnten Hauſe laut Tabularextract ddo. 2. December 1872 radi⸗ 
cirte Keſſelbierbrau-Gerechtſame, deren Ausübung ſie der Apollonia F. 
überlaſſen wollte, von dem genannten Hauſe abſchreiben zu dürfen. 
Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied ddo. 11. Jänner 1873: „Bitt⸗ 
ſtellerin hat ſich früher mit der grundbücherlichen Trennung des ge— 
dachten Realgewerbes auszuweiſen, wornach auch die gebetene Ge⸗ 
werbsumſchreibung, ſobald Apollonia F. die geſetzlich erforderlichen 
Eigenſchaften nachgewieſen hat, politiſcherſeits keinem Anſtande unter⸗ 
liegen wird“. A 

Unterm 29. April 1873 iſt nun Apollonia F. um dieſe Ge⸗ 
werbsumſchreibung bei der Bezirkshauptmannſchaft eingeſchritten 
und hat folgende Belege beigebracht: 

a) den Beſcheid des Bezirksgerichtes ddo 28. Februar 1873, 
woruach in Erwägung, daß es im Geiſte des Geſetzes gelegen ſei, 
die radicirten Gewerbe zu verändern, die gebetene Abſchreibung der 
radicirten Keſſelbierbrau⸗Gerechtſame von dem Haufe Nr. 82 in St. V. 
im Grundbuche bewilligt werde; 

b) den Kaufe und Verkaufsvertrag, womit die erwähnte Ge⸗ 
rechtſame von Anna W. an Apollonia F. um den vereinbarten Stauf- 
preis von 40 fl. b. W. in das Eigenthum überlaſſen und im Punkt 
4 beſtimmt wird, daß die Verkäuferin bewilligt, daß die Keſſelbier⸗ 
braugerechtſame von ihrem Hauſe getrennt und auf den Namen der 
Käuferin umſchrieben werden könne, endlich 


c) die dieſem Kaufvertrage angefügte Beſtätigung des Grund⸗ 
buchsamtes des k. k. Bezirksgerichtes St. V., daß auf Grund vor⸗ 
ſtehenden Vertrages und in Folge bezirksgerichtlichen Beſcheides die 
auf dem Haufe Nr. 82 radicirte Keſſelbierbrau⸗Gerechtſame im Grund⸗ 
buche abgeſchrieben werde. 

Hierauf wurde mit Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft 
vom 19. Auguſt 1873 Apollonia F. mit ihrem Begehren um Um⸗ 
ſchreibung der von Anna W. erkauften, am Hauſe Nr. 82 radicirten 
Keſſelbierbrau⸗Gerechtſame auf ihren Namen zurückgewieſen, weil mit 
dem bezirksgerichtlichen Beſcheide vom 28. Februar 1873 nur die 
Abſchreibung des Gewerbes vom Hauſe Nr. 82, nicht aber auch 
die Uebertragung desſelben auf ihre Perſon vollzogen wurde, weil 
rners „real radieirte Gewerbe, welche Eigenſchaft die fragliche 
Keſſelbierbrau⸗Gerechtſame befißt, gemäß Hofkderr. vom 9. December 
1824, Nr. 2063 J. G. S., einen wahren Theil des Hauſes bilden, 
von demſelben alſo nicht getrennt und abgeſondert, auch nicht belaſtet 
Rat yerbianbet werden können“. Die Bezirkshauptmannſchaft hat bei 
N 0 als die grundbücherliche Löſchung und Abſchreibung 
Rn u rabicirten Keſſelbierbrau⸗Gewerbes der Aung W. bereits 
buch 5 it, auch die Löſchung dieſes Gewerbes im Erwerbſteuer⸗Lager⸗ 
hr 5 ber Steuergemeinde St. G. verfügt und zu gleicher Zeit wegen 
Abschreibung der Erwerbſteuer die geeignete Weiſung an das Steuer⸗ 
amt erlaſſen und hievon die Geſuchſtellerin mit dem Beifügen in 
Kenntniß geſetzt, ſich der Ausübung des fraglichen Gewerbes ferner⸗ 
hin bei ſonſtiger Ahndung nach der Gewerbeordnung und nach den 
Erwerbſteuergeſetzen zu enthalten. 

„Dagegen recurrirte Apollonia F. an die Landesregierung, in- 
ſie hervorhob, daß ſie ſowie Anna W. durch den Beſcheid der 
Wezirkshauptmannſchaft vom 11. Jänner 1873, womit ihnen die 
Umſchreibung des Gewerbes im Falle feiner Trennung vom Haufe 
Nr. 82 in Ausficht geſtellt wurde, in Irrthum geführt worden feien. 


Wenn ihnen damals bedeutet worden wäre, daß das Gewerbe vom 
Hauſe nicht trennbar ſei, ſo hätten ſie dieſelbe nicht verlangt. Jeden⸗ 
falls war jedoch die Bezirkshauptmannſchaft nicht berechtigt, die Le 
ſchung des Gewerbes zu verfügen, da dasſelbe, wenn nicht auf die 
8. Kungelörteben, doch als radicirtes Gewerbe fortbeſteht. Das Petit 
805 ebe der Die Bewilligung der Umſchreibung oder doch 
Weben 2 Löſchung des Gewerbes im Erwerb-Steuer⸗ 
A Die Landesrer ierung beſtäli; ie E ei erſten In 
ſtanz aus den Gründen Wa R 
Ueber Berufung der Apollonia F. hat das Miniſterium des 
Irnern unterm 17. Februar 1874, 3 20.381, ex 1873 in nach⸗ 
folgender Weiſe erkannt: ö N 

„Durch den Beſcheid der B 


dem 


an Seit ezirkshauptmannſchaft St. V. vom 
bung des 0 u wurde den Parteien die Bewilligung der Umſchrei⸗ 
u Ei T Frage ſtehenden Gewerbes auf Apollonia F., obwohl 
deſſen Eigeuſchaft als radieirtes Gewerbe aus dem der Eingabe zu⸗ 
gelegenen Grundbuchsextracte entnommen werden konnte, für den Fall 
in Ausſicht geſtellt, als die grundbücherliche Trennung desſelben nach— 
gewieſen werden würde. Nach den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften 
dürfen radicirte Gewerbe ohne Vorwiſſen und Bewilligung der Lan⸗ 
desbehörde von dem Hauſe nicht getrennt werden und kann dieſe 
Trennung nur ſtattfinden, wenn das Gewerbe in der Eigenſchaft als 
radicirtes auf ein anderes Haus grundbücherlich übertragen wird. 
Der obige Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft war daher in den ge⸗ 
jeglichen Vorſchriften nicht gegründet und es ſcheint die Partei, da- 
durch irregeleitet, bei der Grundbuchinſtanz, Bezirksgericht St. V., 
um die bücherliche Ab- beziehungsweise Umſchreibung eingeſchritten 
zu ſein, welches Begehren das Bezirksgericht als ein Löſchungsgeſuch 
im Sinne des § 444 a. b. G. B. aufgefaßt und in dieſem Sinne 
mit Beſcheid ddo. 28. Februar 1873 über Anſuchen der Parteien 
die Abſchreibung der radicirten Keſſelbierbrau.Gerechtſame vom Haufe 
Nr. 82 in St. V. bewilligt haben dürfte. Die Entſcheidungen der 


Bezirkshauptmannſchaft und der Landesregierung werden daher mit Gemeinden zur Kenntniß 


der Anordnung aufgehoben, daß über das Petitum der Parteien eine 
neuerliche Verhandlung und Entſcheidung erfolge, welch' letzterer jedoch 
die Conſtatirung der Eigenſchaft der fraglichen Gerechtſame als eines 
radicirten Gewerbes nach Maßgabe der Miniſterialverordnung vom 
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Seite 27 voranzugehen hat“. Gleichzeitig wurde die Landesregierung 
beauftragt, wegen Wiederherſtellung des früheren grundbücherlichen 
Beſitzſtandes unter Darſtellung des Sachverhaltes mit dem Oberlan- 
desgerichte das Einvernehmen zu pflegen. —1. 


Erſatzanſprüche für Kleidungsſtücke, welche von öffentlichen Kran— 

kenhäuſern an Arme ausgefolgt werden, können nicht auf Grund 

des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863 im politiſchen Wege 
geltend gemacht werden. 


Melchior K., Schmiedgeſelle aus D. wurde im allgemeinen 
Krankenhauſe zu Klagenfurt geheilt und erhielt bei ſeiner Entlaſſung 
aus dem Krankenhauſe ein Paar Schuhe. Die Landeswohlthätigkeits⸗ 
auſtalten⸗Direction ſchrieb nun an die Heimatsgemeinde D' des 
Melchior K. um Erſatz des für Anſchaffung der Schuhe beausgabten 
Betrages von 3 fl., worauf die Gemeinde D. erwiederte, daß ſie 
durchaus nicht geneigt ſei, dieſe unbillige Ausgabe zu vergüten, da 
Melchior K. als ein kräftiger Mann und tüchtiger Schmied ſelbſt ſich 
die nöthige Kleidung verſchaffen könnte, daher nicht zu den Gemeinde: 
armen gezählt werden kann. Am 7. Juni 1873, Nr. 1630 übermittelte 
der kärnt. Landesausſchuß der Bezirkshauptmannſchaft U. die Ausweife 
über die im 4. Quartale 1872 an unbemittelte Individuen verabfolgten 
Kleidungsſtücke und Baudagen mit dem Erſuchen, „dieſe Koſten welche 
im Sinne des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863 von den be— 
treffenden Zuſtändigkeitsgemeinden zu tragen find, von denſelben einzu- 
bringen und unmittelbar an die kärntneriſche Landescaſſa abzuführen.“ 
In dieſen Ausweiſen erſchien auch der Betrag von 3 fl. bezüglich der 
für Melchior K. angekauften Schuhe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft U. wies die Gemeinde D. an, dieſen 
Betrag binnen 14 Tagen an ſie abzuführen, worauf die Gemeinde die 
gleiche Einwendung, wie an die Wohlthätigkeits⸗Anſtalten⸗Direction 
vorbrachte. Die Landeswohlthätigkeits⸗Anſtalten⸗Direction, von dieſer Wei: 
gerung in Kenntniß geſetzt, theilte der Bezirkshauptmannſchaft U. eine 
Abſchrift des vom kärntn. Landesausſchuſſe an dieſe Direction unterm 
25. Februar 1871, Nr. 3564 ergangenen Erlaſſes mit, durch welchen 
„bei dem Umſtande, als die Gemeinden bei Einſendung jener Beträge, 
welche von ihnen zur Beiſtellung von Krücken, Bandagen ꝛc. für 
entlaßzbare Pfleglinge gefordert werden, mit einer Flauheit und Stör⸗ 
rigkeit vorgehen, daß ſich hiedurch die Verpflegszeit oft bedeutend in 
die Länge zieht, genehmigt wird, daß die Auslagen für jene Kleidungs⸗ 
ſtücke, welche einem austretenden armen Reconvalescenten unumgäng⸗ 
lich nothwendig mitgegeben werden müſſen, dann die Anſchaffungskoſten 
von Stelzfüßen, Krücken, Bandagen ꝛc., welche nach dem Wortlaute 
des Erlaſſes des k. k. Miniſteriums des Innern vom 10. April 1857 
3. 10.946 bei Ausmittlung der Verpflegstaxe nicht in Rechnung zu 
bringen find, vorſchußweiſe berichtiget und au den Landesausſchuß 
nachgewieſen werden, welcher den Rückerſatz bei den detreffenden Bezirks⸗ 
hauptmannſchaften, Landesausſchüſſen ꝛc. einleiten wird.“ Die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft übermittelte dieſe Antwort der Wohlthätigkeits⸗Anſtalten⸗ 
Direction am 18. Auguſt 1873 an die Gemeinde D. mit der neuer⸗ 
lichen Aufforderung, den Betrag von 3 fl. einzuſenden. 

Gegen dieſen Auftrag recurrirte die Gemeinde D. an die k. k. 
Landesregierung und brachte in ihrer Beſchwerde vor: Krankenhäuſer 
können zwar Verpflegskoſten aufrechnen und deren Einbringung ver⸗ 
anlaſſen, jedoch können unter Verpflegskoſten unmöglich auch Schuhe 
oder überhaupt Kleidungsſtücke verſtanden werden. Weiters dürfen 
Gemeinden auswärtigen Armen im Falle der Noth die ſogleiche Uns 
terftügung auf Rechnung der Heimatsgemeinde nicht verſagen, allein 
dieſe Verpflichtung kann nicht auf das allgemeine Krankenhaus, welches 
mit feiner Gemeinde in Verbindung fteht, ausgedehnt werden, Der 
vom Landesausſchuſſe an die Wohlthätigkeits⸗Anſtalten⸗Direction gerich⸗ 
tete Erlaß würde alſo das Heimatsgeſetz ändern oder doch in einer 
Weiſe auslegen, zu welcher der Landesausſchuß nicht berufen ſein dürfte. 
Außerdem wurde dieſer Erlaß nicht allgemein kundgemacht oder den 
gebracht. 

Die Landesregiernng hat unterm 26. September 1873, 3, 5057 
den bezirkshauptmannſchaftlichen Erlaß vom 18. Auguſt 1873 wegen 
Jucompetenz behoben, „weil nach § 39 des Heimatsgeſetzes vom 3. 
December 1863 nur ſolche Erſatzanſprüche wegen des Aufwandes von 


31. October 1856, R. G. Bl. Nr. 204 und Verordnung des Hans Verpflegskoſten der Entſcheidung im politiſchen Wege unterliegen, welche 


delsminiſteriums vom 6. Jänner 1857, 3. 31.565, Verordnungsblatt, 


von Gemeinden gegen nicht nach dem Civilrechte verpflichtete Perſonen 


oder andere Gemeinden erhoben werden, im vorliegenden Falle es ſich 
aber um einen Erſatzanſpruch handelt, welcher nicht von einer Ge— 
meinde, ſondern vom kärnt. Landesausſchuſſe als Verwalter des Landes⸗ 
fonds für einen zu Gunſten eines Gemeindeangehörigen von D. ge⸗ 
machten Aufwand gegen dieſe Gemeinde erhoben wird und eben deh- 
halb nicht nach den Beſtimmungen des Heimatgeſetzes vom 3. De⸗ 
cember 1863, ſondern nur nach jener des § 1042 a. b. G. B. zu 
beurtheilen iſt“. 

Dieſe Entſcheidung wurde über den hiegegen vom Landesaus⸗ 
ſchuſſe ergriffenen Recurs vom k. k. Miniſterium des Innern am 
3. Jänner 1874, 3. 19.460 beftätigt. (Kärnt. Gem. Bl.) 


Statiſtiſches Jahrbuch für das Zahr 1872. 
J. 

Mit dieſem Jahrbuche, es iſt das zehnte in der Reihe ſeiner Collegen, hat ſich 
eine Veränderung in der Ausgabe vollzogen, welche wir mit Freuden begrüßen. Das 
Jahrbuch erſcheint nämlich von nun an in 11 Heften und dieſem Umſtande verdankt 
man es, daß jetzt (Anfang Juni) bereits nahezu die Hälfte des Jahrbuches (5 Hefte ) 
veröffentlicht iſt, während im Vorjahre das, allerdings vollſtändige, Werk erſt Ende 
Juli in die Hände der Leſer kam. Gelingt es, dieſen Termin als Schlußfriſt für das 
letzte Heft einzuhalten, dann iſt ein Fortſchritt unſtreitig vorhanden, und zwar ein 
um jo anerkennenswertherer Fortſchritt, als mit der ſtückweiſen Drucklegung von 
vornherein eine Gefahr für die Vollſtändigkeit des Ganzen mit in den Kauf genom⸗ 
men werden muß. Diefe Gefahr läßt ſich durch eine kräftige Leitung des ſtatiſtiſchen 
Bureau gewiß beſeitigen, wir möchten aber doch davor warnen, in dem löblichen 
Streben nach Raſchheit der Publication zu weit zu gehen und, wie es der letzte 
Sitzungsbericht ber ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion in Ausſicht ſtellt, durch das Er 
ſcheinen des erſten Heftes für 1873 in dieſem Monate die natürliche Reihenfolge der 
Berdffentlichungen zu unterbrechen. Den Stoff auf die einzelnen Hefte richtig zu 
vertheilen, nicht ſo ſehr jeder Arbeit, als jedem ſelbſtſtändigen Arbeiter ein geſonder⸗ 
tes Heft zu überweifen, das iſt die Hauptſache, dann befeitigt ſich die Hemmung des 
einen durch den anderen und damit ein mächtiges Hinderniß ſtätigen Fluſſes der 
Publication von ſelbſt. Die Gliederung des Jahrbuches, um hiebei noch etwas zu 
verweilen, iſt folgende: 


J. Heft. Flächeninhalt, Bevölkerung, Wohnorte, Bewegung der Bevöl⸗ 
kerung. 

II. „ Landwirthſchaftliche Production, Viehſtand, Marktpreiſe, Montan⸗ 
Induftrie. 

III. „ Gewerbliche Induſtrie, Handel. 


IV. „ Eiſenbahnen, Straßen, Fluß- und Seeſchiffahrt, Poft, Telegraph. 
V. „ Klerus, Lehranſtalten, periodiſche Preſſe. 

VI. „ Privat und Strafrechtspflege, Gefällsübertretungen. 

VII. „ Staatshaushalt, Staatsſchuld, Landes- und Grundentlaſtungs⸗ 


fonde, Gemeindehaushalt. 


VIII. „ Vereine, Actiengeſellſchaften, Bank- und Creditinſtitute, Beſitz⸗ 
und Laſtenſtand der Realitäten. 
IX. „ Sparaaſſen. 


X. „ Sanitäts- und Wohlthätigkeitsauſtalten, Brandſtatiſtik. 
XI. „ Bewaffnete Macht, Kriegsmarine. 

Erſchienen find bis jetzt das 1., 2., 5., 6., 9. Heft, das erſte 63, das zweite 51, 
das fünfte 111, das ſechste 39, das neunte 33 Seiten ſtark. Schon dieſe Zahlenver⸗ 
hältniſſe laſſen vermuthen, daß die in Ausſicht genommenen Hefte eine weitere Zer— 
legung zuließen, ohne daß wir, mit der Geſchäftsvertheilung des ſtatiſtiſchen Bureau 
nicht genau bekannt, die Frage entſcheiden wollen, ob die Verbindung der Gegenſtände 
durchwegs, z. B. in Heft VIII. und X., eine natürliche oder nothwendige iſt. Genug, 
hier find die Hebel anzuſetzen, wenn man ohne Beſchräukung des Stoffes möglichſt 
raſch arbeiten will. Ein Durcheinander der Jahrgänge aber halten wir vom Uebel, denn 
es erſchwert, um von anderem zu ſchweigen, die Ueberſichtlichkeit der Publicationen gerade 
ſo, wie die Ausgabe in Heften für ſich allein ſchon die Verbreitung ihres Inhalts 
fördert. Sudem wir uns für heute darauf beſchränken, von der im Ganzen dankens⸗ 
werthen Neuerung der adminiſtrativen Statiſtik Kenntniß zu nehmen, behalten wir 
uns vor, demnächſt auf den Inhalt der einzelnen Hefte einzugehen, ſo weit es in den 
Rahmen der „Zeitſchrift für Verwaltung“ paßt. H. C. H. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 11. Juni 1874, 3. 8944 mit Mitthei⸗ 
lung der Beſtimmungen über den Leichentransport auf Eiſenbahnen. 


In der Nebenlage wird der k. .. eine Abſchrift der den Leichentrans⸗ 
port betreffenden Beſtimmungen der mit 1. Juli 1874 für die Eiſenbahnen Oeutſch⸗ 
lands, fo wie Oeſterreich⸗Ungarns in Wirkſamkeit tretenden gleichlautenden Betriebs⸗ 


reglements zur Wiſſenſchaft und entſprechenden Verſtändigung der Unterbehörden 
übermittelt. 


e. Beförderung von Leichen. 
§ 34. 
Beforderungsbedingungen. 


Der Transport einer Leiche muß, wenn er von der Ausgangsſtatien des Zuges 
erfolgen ſoll, wenigſtens ſechs Stunden, auf einer Zwiſchenſtation wenigſtens zwölf 
Stunden vorher angemeldet werden. 

Die Leiche muß in einem Sarge luftdicht eingeſchloſſen und diefer von einer 
hölzernen Kiſte umgeben ſein. Der Transport kann auch im Leichenwagen ſtattfinden. 
Der Leiche muß ein Begleiter beigegeben werden, welcher ein Fahrbillet zu löſen hat. 

Bei der Aufgabe muß der vorſchriftmäßige Leichenpaß beigebracht werden, 
welchen die Eiſenbahn übernimmt und bei Ablieferung der Leiche zurückſtellt. — Die 
tarifmäßigen Transportgebühren müſſen bei der Aufgabe entrichtet werden. 

Wer unter falſcher Declaration Leichen zur Beförderung bringt, hat außer der 
Nachzahlung der verkürzten Fracht vom Abgangs⸗ bis zum Beſtimmungsorte das 
Vierfache dieſer Frachtgebühr als Conventionalſtrafe zu entrichten. 

Innerhalb ſechs Stunden nach Ankunft des Zuges auf der Beſtimmungsſtation 
muß die Leiche abgeholt werden, widrigenfalls ſie nach der Verfügung der Ortsobrig⸗ 
keit beigeſetzt wird. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Statthalter von Böhmen Alexander Freiherrn v. 
Koller dieſes Poſtens enthoben und den geheimen Rath und Statthalter in Mähren 
Philipp Freiherrn Weber v. Ebenhof zum Statthalter in Böhmen ernannt. 

Seine Majeftät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium des Innern Joſeph 
Raab den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes und dem Miinifteriaffecretär 
Georg Freiherrn Haller v. Hallerſtein den Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes, beiden tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die gegenfeitige Verſetzung der Regierungsräthe und 
Polizeidirectoren Karl Pichler Edlen v. Deeben in Brünn und Joſeph Gariup 
in Trieſt genehmigt und gleichzeitig dem Regierungsrathe Karl Pich ler Edlen v. 
Deeben den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretär im Miniſterium des Innern 
Ludwig Ritter v. Spaun zum Sectionsrathe daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Galizien Andreas 
Putſchög!l anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

; Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Dornbach Franz Konrath das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Hrabin Johann Halfar 
das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath der Finanzprocuratur in Lemberg Dr. 
Stanislaus Szlachtowski zum Oberfinanzrathe bei dieſer Finanzprocuratur 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Polizeicommiſſäre der Wiener Polizeidirec⸗ 
tion Dr. Friedrich Heger und Anton Rohrhan zu Obercommiſſären und die Con⸗ 
cipiſten Victor Pittner und Theodor Reiberger zu Polizeicommiffären daſelbſt 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzprocuratursſecretäre Dr. Ladislaus Sro— 
kowski und Dr. Heinrich Kronhelm v. Nordheim zu Finanzräthen, dann die 
Procuratursadjuncten Dr. Titus Kirchen berger und Dr. Eduard Zenuegg v 
Scharfenſtein zu Seeretären bei der Finanzprocuratur in Lemberg ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle mit 600 fl. Jahresgehalt beim Stadtrathe in Waidhofen an 
der Ybbs, bis 25. Juni. (Amtsblatt Nr. 130.) ö 

Oberamtscontrolorsſtelle beim Wiener Hauptzollamte mit der achten Rangs⸗ 
claſſe gegen Caution. bis 5. Juli. (Amtsblatt Nr. 131.) 

Mehrere Forſtelevenſtellen bei der Forſt⸗ und Domänendirection für Krain, 
Küſtenland und Dalmatien mit Adjuten von 500 fl. eventuell 600 fl., bis 5. Juli. 
(Amtsblatt Nr. 131.) 

Forſtelevenſtellen mit Adjuten von 500 fl. eventuell 600 fl. bei der Gmun⸗ 
dener Forſt⸗ und Domänendirection, bis Mitte Juli. (Amtsblatt Nr. 131.) . 

Oberingenieursſtelle im Staatsbaudienſte für Tirol und Vorarlberg mit der 
achten Rangsclaſſe, bis 12. Juli. (Amtsblatt Nr. 133.) TS: 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der nied. öſterr. Forſt⸗ und Domänendirection mit 
der eilften Rangsclaſſe, eventuell eine Forſtelevenſtelle mit einem Adjutum von 500 
bis 600 fl., bis 1. Juli. (Amtsblatt Nr. 134.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


